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OLG Düsseldorf: Zur Berücksichtigung von Personalzusatzkosten bei der Festlegung der
 kalenderjährlichen Erlösobergrenzen
Es geht um die Festlegung der Erlösobergrenzen für die zweite Regulierungsperiode (Jahre 2013 bis 2017) durch die
Regulierungsbehörde. Die Verfahrensbeteiligten streiten darüber, ob bei der Festlegung auch Personalzusatzkosten
für solche Mitarbeiter gemäß § 11 Abs. 2 Satz 1 Nr. 9 ARegV als dauerhaft nicht beeinflussbare Kostenanteile des
Netzbetreibers anzuerkennen sind, die bei konzernverbundenen Dienstleistern beschäftigt sind. Das OLG Düssel-
dorf hat mit Beschluss vom 18.05.2015 (VI-5 Kart 3/14 (V)) die Personalzusatzkosten für Mitarbeiter, die ausschließ-
lich aufgrund von Dienstleistungsvereinbarungen für den Netzbetreiber tätig sind, als dauerhaft nicht  beeinfluss -
baren Kostenanteil nicht anerkannt. Entscheide sich ein Netzbetreiber bewusst gegen das Modell der großen Netz-
gesellschaft und dafür, im Dienstleistungsmodell nur eine vergleichsweise kleine Zahl von Mitarbeitern selbst zu be-
schäftigen, könne er nicht für sich einfordern, beim Ansatz der Personalzusatzkosten fiktiv so behandelt zu werden,
als betriebe er eine »große Netzgesellschaft«. Personalaufwendungen seitens anderer konzernverbundener  Unter -
nehmen könnten für den betroffenen Netzbetreiber im Rahmen der Anreizregulierung als dauerhaft nicht beein-
flussbare Kosten keine Anerkennung finden, denn Ausgangspunkt für die Bestimmung der Erlösobergrenzen im
System der Anreizregulierung sei die individuelle Kostensituation des einzelnen Netzbetreibers.

mehr ==> DokNr. 15001199

LG Frankfurt: Insolvenzanfechtung bezüglich Netzentgelten greift nicht durch
Anders als das OLG Hamm (Urteil vom 27.11.2014 – 27 U 58/14 = DokNr. 15003333; Anm. Brändle in VersorgW 2015,
210 = DokNr. 15003543) kam das OLG Frankfurt (Urteil vom 14.07.2015 - 14 U 154/14) in einem Fall der  Insolvenz -
anfechtung durch den TelDaFax-Insolvenzverwalter zum Ergebnis, dass der Netzbetreiber erhaltene Netzentgelte
nicht zurückzahlen muss. Streitentscheidend seien die konkreten Umstände des Einzelfalls. Nach ergänzender
Sachverhaltsaufklärung im Senatstermin könne nicht festgestellt werden, dass die Vertreter des Netzbetreibers oder
die dort mit dem Forderungseinzug betrauten Personen im Zeitpunkt der jeweiligen Zahlung die erforderliche
Kenntnis der (drohenden) Zahlungsunfähigkeit hatten. Das Verfahren ist unter dem Az. IX ZR 152/15 beim BGH an-
hängig. mehr ==> DokNr. 15001218

BMF: Lohn- und umsatzsteuerliche Behandlung von Betriebsveranstaltungen
Mit dem Gesetz zur Anpassung der Abgabenordnung an den Zollkodex der Union und zur Änderung weiterer steuer-
 licher Vorschriften vom 22.12.2014 (BGBl. I S. 2417, BStBl 2015 I S. 58) wurde die Besteuerung von Zuwendungen an
Arbeitnehmer im Rahmen von Betriebsveranstaltungen gesetzlich geregelt. Das BMF hat mit Schreiben vom
14.10.2015 (IV C 5 - S 2332/15/10001) die Grundsätze für die Anwendung des seit 01.01.2015 geltenden § 19 Abs. 1
Satz 1 Nr. 1a EStG mitgeteilt. So sind Zuwendungen anlässlich einer Betriebsveranstaltung alle Aufwendungen des
Arbeitgebers einschließlich Umsatzsteuer unabhängig davon, ob sie einzelnen Arbeitnehmern individuell zurechen-
bar sind oder ob es sich um einen rechnerischen Anteil an den Kosten der Betriebsveranstaltung handelt, die der Ar-
beitgeber gegenüber Dritten für die Betriebsveranstaltung aufwendet. Soweit die Zuwendungen den Betrag von
110€ je Betriebsveranstaltung und teilnehmendem Arbeitnehmer nicht übersteigen, gehören sie nicht zu den Ein-
künften aus nichtselbständiger Arbeit, wenn die Teilnahme an der Betriebsveranstaltung allen Angehörigen des Be-
triebs oder eines Betriebsteils offensteht. Dies gilt für bis zu zwei Betriebsveranstaltungen jährlich. Dieses Schreiben
gilt im Hinblick auf die lohn- und einkommensteuerlichen Regelungen für alle nach dem 31.12.2014 endenden
Lohnzahlungszeiträume sowie beginnende Veranlagungszeiträume. mehr ==> DokNr. 15001330

FG Niedersachsen: Vorläufiger Rechtsschutz gegen Solidaritätszuschlag
Das FG Niedersdachsen hat mit Beschluss vom 22.09.2015 (7 V 89/14) die Vollziehung eines Bescheides über die
Festsetzung des Solidaritätszuschlages für das Jahr 2012 aufgehoben. Die Aufhebung der Vollziehung sei nicht
wegen eines fehlenden besonderen Aussetzungsinteresses der Antragsteller ausgeschlossen. Vielmehr bestünden
ernstliche Zweifel an der Rechtmäßigkeit des angefochtenen Bescheides, weil das FG von der Verfassungswidrigkeit
des der Steuerfestsetzung zugrunde liegenden Solidaritätszuschlaggesetzes überzeugt sei. Das FG hat bereits in
einem noch anhängigen Verfahren (7 K 143/08) die Frage der Verfassungsmäßigkeit des SolZG 1995 dem BVerfG (2
BvL 6/14) vorgelegt. In dem hier vorliegenden Verfahren wurde die Beschwerde zum BFH wegen grundsätzlicher
Bedeutung zugelassen. mehr ==> DokNr. 15001331

U3  04.11.15  11:43  Seite 1

http://www.vw-online.eu/fachartikel/zur-beruecksichtigung-von-personalzusatzkosten-bei-der-festlegung-der-kalenderjaehrlichen-erloesober.html
http://www.vw-online.eu/fachartikel/insolvenzanfechtung-bezueglich-netzentgelten-greift-nicht-durch.html
http://www.vw-online.eu/fachartikel/lohn-und-umsatzsteuerliche-behandlung-von-betriebsveranstaltungen.html
http://www.vw-online.eu/fachartikel/vorlaeufiger-rechtsschutz-gegen-solidaritaetszuschlag.html

	U1
	U2
	VW_11_2015_Innenteil
	U3
	U4

